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RabattG § 1 Abs. 2

Fach-Tonband-Kassetten

Ein Preisnachlaß von 10 %, den ein Verlag bei der 
Veräußerung von juristischen Fach-Tonband-Kassetten 
an Endabnehmer den Mitgliedern des Deutschen Anwalts- 
Vereins gewährt, verstößt auch dann gegen § 1 Abs. 2 
RabattG, wenn der Rabatt den Mitgliedern als Gegen­
leistung für durch den Verein geleistete Unterstützung 
bei der Herausgabe der Kassetten gewährt wird (Ab­
grenzung zu BGH GRUR 1978, 375 - Spitzensportler- 
Nachlaß ).

BGH, Urt. v. 30. Juni 1983 _ z ZR ^64/80 - OLG Karlsruhe
LG Konstanz
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 19. Mai 1983 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Frhr. v. Gamm und die Richter 
Dr. Merkel, Dr. Zülch, Dr, Erdmann und Dr. Teplitzky

für Recht erkannt:

Unter Zurückweisung der Anschlußrevision 
der Beklagten wird auf die Revision der 
Klägerin das Urteil des 6. Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
9. Januar 1980 aufgehoben, soweit es zum 
Nachteil der Klägerin ergangen ist.

Unter Zurückweisung der Berufung der 
Beklagten wird auf die Berufung der Klägerin 
das Urteil der 4. Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts Konstanz vom 7. November 1975 
(1 HO 53/75) abgeändert:

In Ziff. 1 wird hinter das Wort "anzukündigen" 
eingefügt: Mund zu gewähren”.

Ziff. 3 und 4 dieses Urteils fallen weg.

Die Kosten des Rechtsstreits, soweit darüber 
nicht durch das Berufungsgericht rechtskräftig 
entschieden worden ist (§ 91 a ZPO), werden der 
Beklagten auferlegt.
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Tatbestand

Der Beklagte, ein Verlag, produziert und vertreibt 
Juristische Fach-Tonband-Kassetten. Er arbeitet mit 
dem Deutschen Anwalts-Verein (DAV) aufgrund der Ver­
einbarung vom 20 September 1974 zusammen. Der Verlag 
hat im Anwaltsblatt (AnwBl) Nr. 12/74, Nr, 1 und Nr. 2/75 
mit der Angabe geworben MAlle DAV-Mitglieder erhalten 
10 % Rabatt”„

Die Klägerin, eine Vereinigung, die nach § 3 Abs. 1 
ihrer Satzung u.a. den Zweck verfolgt, unzulässigen Wett­
bewerb zu bekämpfen, erblickt darin einen Verstoß gegen 
das Rabattverbot. Sie hat Klage mit dem Antrag erhoben,

dem beklagten Verlag unter Androhung von 
Ordnungsmitteln zu verbieten, im geschäft­
lichen Verkehr gegenüber Endverbrauchern 
DAV-Mitgliedem auf den Preis von AIV-Ton- 
band-Kassetten einen Preisnachlaß mit der 
Angabe MAlle DAV-Mitglieder erhalten 10 %
Rabatt” anzukündigen und/oder einen derartigen 
Preisnachlaß zu gewähren.

Das Landgericht Konstanz hat dem Verlag die Ankündi­
gung des Preisnachlasses durch Urteil unter Androhung von 
Ordnungsmitteln verboten, im übrigen (Gewährung des Preis­
nachlasses) die Klage abgewiesen.

Mit seiner Berufung hat sich der beklagte Verlag gegen 
seine teilweise Verurteilung gewandt. Die klagende Verein!-
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gung hat im Wege der Anschlußberufung ihren Klageantrag 
weiterverfolgt, soweit dieser abgewiesen worden ist.

Da die klagende Vereinigung in ihrer Berufungser­
widerung und in ihrer Anschlußberufung ihr Begehren auch 
auf GWB §§ 35 Abs. 2, 26 Abs. 2 stützte, setzte der 
4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Karlsruhe in Frei­
burg, an den die Berufung gelangt war, den Rechtsstreit 
gern. GWB § 96 Abs. 2 aus bis zur rechtskräftigen Entschei­
dung des nach dem GWB zuständigen Gerichts darüber, ob der 
Verlag es nach dem GWB zu unterlassen habe, im geschäft­
lichen Verkehr beim Vertrieb seiner AIV-Tonband-Kassetten den 
Mitgliedern des Deutschen Anwaltsvereins 10 % Rabatt zu 
gewähren.

Der Verlag erhob daraufhin beim Landgericht Mannheim 
Klage auf Feststellung, daß er nach dem GWB berechtigt sei, 
im geschäftlichen Verkehr beim Vertrieb seiner AIV-Tonband- 
Kassetten den Mitgliedern des Deutschen Anwaltsvereins 10 % 
Rabatt zu gewähren. Das Landgericht Mannheim hat dieser 
Feststellungsklage stattgegeben.

Dagegen hat die Vereinigung Berufung eingelegt, die 
nach der Geschäftsverteilung beim Oberlandesgericht Karlsruhe 
an den 6. Zivilsenat in Karlsruhe als Kartellsenat gelangte. 
Der 4. Zivilsenat in Freiburg erklärte sich mit einer Ver­
bindung beider Berufungen durch den KartellSenat einver­
standen. Der Kartellsenat des Oberlandesgerichts hat darauf­
hin beide Berufungen verbunden. Beide Parteien haben im wei­
teren Verfahren die kartellrechtliche Feststellungsklage in 
der Hauptsache für erledigt erklärt und beantragt, die Kosten 
jenes Verfahrens der jeweiligen Gegenpartei aufzuerlegen.
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Der beklagte Verlag hat beim Kartellsenat des Ober­
landesgerichts beantragt, das Urteil des Landgerichts 
Konstanz dahin abzuändern, daß die Unterlassungsklage in 
vollem Umfange abgewiesen wird.

Die klagende Vereinigung hat beantragt,, die Berufung 
des beklagten Verlags gegen das Urteil des Landgerichts 
Konstanz zurückzuweisen und auf ihre Anschlußberufung 
dieses Urteil dahin abzuändern, daß ihrem erstinstanzli­
chen Unterlassungsantrag in vollem Umfang stattgegeben 
wird. Der beklagte Verlag hat beantragt, die Anschlußbe­
rufung zurückzuweisen.

Das Oberlandesgericht hat erkannt:

I. Auf die Beruflang des beklagten Verlags wird 
unter Zurückweisung der Anschlußberufung der 
klagenden Vereinigung das Urteil des Land­
gerichts Konstanz vom 7. November 1975 
- 1 HO 53/75 - im Kostenausspruch aufgehoben 
und im übrigen dahin abgeändert, daß die Klage 
abgewiesen wird.

IIo Die klagende Vereinigung hat die Kosten beider 
Rechtszüge zu tragen.
Ausgenommen sind die in dem kartellrechtlichen 
Zwischenverfahren vor dem Landgericht Mannheim 
(70 109/78 Kart) und dem Oberlandesgericht 
Karlsruhe (6 U 5/79 Kart) bis zum Verbindungs­
beschluß vom 1. Oktober 1979 entstandenen 
Kosten, welche der beklagte Verlag (dort 
Kläger) zu tragen hat.
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Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, mit 
der diese ihren Klageantrag weiterverfolgt. Die Beklagte 
beantragt, die Revision zurückzuweisen und, im Wege der 
Anschlußrevision, das Urteil des Oberlandesgerichts Karls­
ruhe vom 9. Januar 1980 insoweit aufzuheben, als es zum 
Nachteil des Beklagten erkannt und diesem die im kartell- 
rechtlichen Zwischenverfahren vor dem Landgericht Mannheim 
und dem Oberlandesgericht Karlsruhe bis zum Verbindungs­
beschluß vom 1. Oktober 1979 entstandenen Kosten auferlegt 
hat.

Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofes, an den die 
Sache zunächst gelangt ist, hat diese an den erkennenden 
I. Zivilsenat abgegeben, weil es sich nicht um eine Rechts­
streitigkeit im Sinne des § 95 Abs. 1 Nr. 3 GWB handele. 
Der I. Zivilsenat hat die Sache im Hinblick auf Ziffer 2 a 
des Geschäftsverteilungsplans übernommen.

Sntscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht verneint einen Unterlassungs­
anspruch unter dem Gesichtspunkt des Rabattgesetzes mit 
der Begründung, der angekündigte und gewährte "Rabatt” 
für Mitglieder des Deutschen Anwaltsvereins sei ungeachtet 
seiner Bezeichnung kein Preisnachlaß im Sinne von § 1 RabattG. 
Die Mitglieder des DAV erhielten diesen "Rabatt” nicht ledig­
lich wegen ihrer Zugehörigkeit zu diesem Verein, sondern als 
Gegenleistung des beklagten Verlags an diesen für die Unter­
stützung, die er ihm nach Maßgabe der Vereinbarung vom 
2. September 197^ bei der Herausgabe von juristischen Fach- 
Tonband- Kassetten gewähre. Das Berufungsgericht stellt dazu
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fest, die Vereinbarung zwischen dem Verlag und dem DAV vom 
2. November 1974 sehe vor, daß der Verlag den DAV möglichst 
frühzeitig über seine Programmpläne unterrichte, ihm zur 
Unterbreitung eigener Programmvorschläge Gelegenheit gebe 
und unmittelbar anwaltsbezogene Themen vorher mit ihm ab­
stimme, ferner, daß beide Vertragspartner ihre Veröffent­
lichungen austauschen, der Verlag für seine Tonband-Kasset­
ten mit dem Hinweis "in Verbindung mit dem Deutschen Anwalts- 
verein” werben dürfe und diese dafür den Mitgliedern des DAV 
zu einem Vorzugspreis liefere, während der DAV bei seiner 
Mitgliederwerbung auf seine Zusammenarbeit mit dem Verlag 
und die sich daraus für seine Mitglieder ergebenden Vorteile 
hinweise. Aufgrund dieser Vereinbarung erbringe der DAV nach 
dem Vortrag des Verlags seither Leistungen, die das Berufungs­
gericht im einzelnen darlegt.

Soweit die klagende Vereinigung diese Leistungen des 
DAV aus rechtlichen und tatsächlichen Gründen für unbeacht­
lich halte, könne ihr nicht gefolgt werden, was das Berufungs­
gericht im einzelnen ausführt.

Da der Rabatt nicht dem Rabattverbot des § 1 RabattG 
unterfalle, komme es nicht darauf an, ob ein nach Rabatt­
gesetz § 9 Nr. 1 erlaubter Sondernachlaß vorliege * Ebenso 
könne dahinstehen, ob ein Sondernachlaß im Sinne vom Rabatt­
gesetz § 9 nur gewährt, aber nicht auch angekündigt werden 
dürfe, wie das Landgericht angenommen habe.

Das Berufungsgericht führt weiter aus, der Unterlassungs­
anspruch der klagenden Vereinigung sei auch nicht unter dem 
Gesichtspunkt des Verstoßes gegen das kartellrechtliche 
Diskriminierungsverbot begründet. Die unterschiedliche Behand­
lung derjenigen Anwälte, die dem DAV nicht angehören
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und sonstiger Juristen gegenüber denjenigen Rechtsanwälten, 
die dem DAV als Mitglieder angehörten, sei sachlich gerecht­
fertigt. Dafür gälten die gleichen Gründe, aus denen das 
Berufungsgericht die rabattrechtliche Erlaubtheit des Preis­
nachlasses bejaht hat.

Zur Kostenentscheidung, soweit diese mit der Anschluß­
revision angegriffen worden ist, führt das Berufungsgericht 
aus, die bis zur Verbindung im kartellrechtlichen Zwischen­
streit beim Landgericht Mannheim und beim Berufungsgericht 
entstandenen Kosten seien gemäß § 91 a ZPO dem beklagten 
Verlag aufzuerlegen, da die kartellrechtliche Feststellungs­
klage als unzulässig hätte abgewiesen werden müssen. Das vor 
dem 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Karlsruhe anhängige 
Berufungsverfahren hätte nicht nach § 96 Abs. 2 GWB ausge­
setzt werden dürfen. Die Aussetzung komme gemäß § 96 Abs. 2 
Satz 1 GWB nur in Betracht, wenn für die Entscheidung des 
Rechtsstreits ein kartellrechtliches Rechtsverhältnis vor­
greif lieh sei, über das durch eine Feststellungsklage vor 
dem für Kartellstreitsachen zuständigen Gericht entschieden 
werden könne. Feststellungsfähig sei aber nach ZPO §§ 256, 
280 nur ein für die Entscheidung vorgreifliches - kartell­
rechtliches - Rechtsverhältnis. Eine - kartellrechtliche - 
von mehreren Anspruchsgrundlagen der Klage, wie im Streit­
fall gegeben, sei jedoch kein vorgreifliches Rechtsverhält­
nis in diesem Sinne, so daß das Landgericht die kartellrecht 
liehe Feststellungsklage des Verlags als unzulässig hätte 
abweisen müssen.

II. Die Revision der Klägerin hat Erfolg.

1. Zutreffend rügt sie, das Berufungsgericht habe zu 
Unrecht das Vorliegen eines Preisnachlasses im Sinne des
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§ 1 Abs. 2 RabattG verneint. Nach dieser Vorschrift gel­
ten als Preisnachlässe auch Sonderpreise, die wegen der 
Zugehörigkeit zu bestimmten Verbraucherkreisen, 3erufen, 
Vereinen oder Gesellschaften eingeräumt werden. Das Vor­
liegen eines Sonderpreises in diesem Sinne zugunsten der 
Mitglieder des DAV hat das Berufungsgericht im vorliegen­
den Fall zu Unrecht verneint. Zwar ist nicht zu beanstanden, 
daß das Berufungsgericht nicht schon dem Gebrauch des Wor­
tes "Rabatt" in der umstrittenen Ankündigung entscheiden­
des Gewicht beigelegt hat. Der Senat hat in seinem Urteil 
vom 4. November 1977 (GRUR 1978, 375, 376 - Spitzensportler- 
Nachlaß) unbeschadet des dort von den Parteien verwendeten 
Begriffs "Preisnachlaß" das Vorliegen eines solchen im 
Sinne des Rabattgesetzes im Hinblick auf die besonderen 
Umstände des Falles verneint. In gleicher Weise konnte das 
Berufungsgericht auch im Streitfall trotz der Verwendung 
des Rabattbegriffs in der beanstandeten Werbung die Gesamt­
umstände zur Prüfung des Vorliegens eines Preisnachlasses 
berücksichtigen.

Jedoch kann seiner Auffassung nicht beigetreten werden, 
aus diesen Umständen sei zu folgern, es liege kein Verstoß 
gegen § 1 RabattG vor, weil die Mitglieder des DAV diesen 
"Rabatt" als Gegenleistung des Verlages an den DAV für die 
ihm von diesem gewährte Unterstützung bei der Herausgabe 
von juristischen Fach-Tonband-Kassetten erhielten. Zwar kann, 
wie die vorgenannte Entscheidung des Senats ergibt, eine in 
der Form des Rabatts gewährte Preisherabsetzung sich nach den 
Umständen als Ergebnis einer Verrechnung mit einer Forderung 
des Käufers für eine von ihm erbrachte Gegenleistung darstel­
len, was die Annahme eines Rabattverstoßes ausschließt (aaO 
S. 376). Der Fall lag jedoch insofern anders, als dort die
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Käuferin (eines Kraftfahrzeugs) die Gegenleistung (Werbe­
hilfe) selbst erbracht hatte, so daß sich die Preisherab­
setzung als Ergebnis der Verrechnung mit einer bestimmten 
Gegenforderung des Käufers darstellte« In diesem Falle 
wurden die mit dem Rabattgesetz verfolgten Zwecke nicht 
beeinträchtigt« So wurde insbesondere der allgemeine Grund­
satz der Gleichbehandlung der Käufer nicht verletzt, der 
bereits bei Erlaß des Rabattgesetzes zu dessen Zielen ge­
rechnet wurde (vgl. Amtl. Begr. zum Gesetz über Preisnach­
lässe, RAnz. Nr. 284 v. 5. Dezember 1933» siehe auch Hoht/ 
Gloy, Zugabe und Rabatt S. 437, 440). Denn der Preisnachlaß 
wurde dort aufgrund einer besonderen Konstellation gewährt, 
die keine Berührung mit den in § 1 RabattG aufgeführten 
typischen Rabatt-Tatbeständen hatte. Insbesondere stand 
diese Beurteilung nicht zu dem in § 1 Abs. 2 RabattG zum 
Ausdruck gekommenen Gedanken im Widerspruch, wonach die Ein­
räumung von Sonderpreisen an bestimmte Gruppen und Schichten 
von Verbrauchern grundsätzlich unterbunden werden soll 
(Begr. aaO). Aufgrund dieser Besonderheit des Falles waren 
auch keine der rabattypischen, die Mitbewerber behindern­
den, Auswirkungen auf den Wettbewerb, wie etwa eine beson­
dere Anlockwirkung, zu besorgen«

Demgegenüber kann im Streitfall, wie das Berufungsge­
richt nicht verkennt, von einer Gegenforderung der einkaufen­
den Mitglieder des DAV, mit der eine Verrechnung stattfinden 
könnte, keine Rede sein. Diese erbringen selbst auch keine 
Leistung für die Beklagte. Die für die behauptete Leistung 
des DAV bestehende Gegenforderung steht nur dieser, nicht 
den Mitgliedern zu« Wenn das Berufungsgericht dazu geltend 
macht, die Einschaltung eines Dritten, des DAV, in die Ent­
geltlichkeitsbeurteilung sei deshalb rabattrechtlich un-
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schädlich, weil durch den DAV nicht der Rabatt, sondern 
die zu vergütende Leistung erbracht werde, so wird damit 
zwar auf einen im Tatsächlichen liegenden Unterschied zu 
den hier nicht einschlägigen Fällen hingewiesen, in denen 
es um die Frage ging, ob trotz vollständiger Kaufpreis­
zahlung ein unzulässiger Preisnachlaß deshalb anzunehmen 
sei, weil durch Einschaltung Dritter den Käufern "letztlich" 
wirtschaftlich doch ein Preisvorteil geboten wurde (vgl.
BGH GRUR I960, 498 - VIR-Rabatt; GRUR 196?, 371 - 3SW I).
Aus diesem Unterschied folgt aber nicht, daß die Erbringung 
der Gegenleistung durch einen Dritten rabattrechtlich der 
Gegenleistung durch den Käufer selbst gleichzustellen ist.
Mag dies im Rahmen bestimmter konkreter Rechtsbeziehungen 
rabattrechtlich erwägenswert sein, so verbietet es sich 
doch im Regelfälle bei der Gewährung von Sonderpreisen im 
Sinne des § 1 Abs. 2, insbesondere für Vereinsmitglieder. 
Anders als in den Fällen konkreter Rechtsbeziehungen würde 
die Zurechnung von Leistungen größerer Vereine zu einer 
weitreichend ungleichen Behandlung der in Betracht kom­
menden Verkehrskreise führen, der § 1 Abs. 2 RabattG ent­
gegenwirken will. Die Verbindung zwischen der Leistving des 
Vereins und dem einzelnen Mitglied ist auch bei Berufsverei­
nen der hier vorliegenden Art, deren Mitgliedschaft zahlreich 
und über das ganze Bundesgebiet verstreut ist, nicht so eng, 
daß unter dem Gesichtspunkt des sachgerechten Interessenaus­
gleichs eine Beteiligung der Mitglieder gerade in der hier 
gewählten Form zu Lasten des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
geboten ist. Vielmehr können solche Vereine ohne besondere 
Schwierigkeiten rabattrechtlich unbedenkliche Formen finden, 
um ihre Mitglieder am Ertrag ihrer Aktivitäten zu beteiligen. 
Im Unterschied zum Fall konkreter Vertragsbeziehungen, in 
denen eine Verrechnungsmöglichkeit auch unter Mitwirkung 
Dritter nicht von vornherein abzuerkennen ist, könnten der-
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artige Sonderpreise auch in starkem Maße in der vom Rabatt­
gesetz mißbilligten Weise Wettbewerbswirksam sein* Schließ­
lich kann nicht außer Betracht bleiben, daß die Anerkennung 
der Zurechnung solcher Leistungsaustauschverträge, wie sie 
hier in Rede stehen, in anderen Fällen leicht mißbraucht 
werden könne, um das Verbot von Sonderpreisen zu umgehen.

Das Berufungsgericht hat sich als ähnlich liegend 
auch auf den Fall berufen, daß ein Verein seinen Mitglie­
dern Vorzugspreise für die Benutzung von Vereinseinrichtun­
gen gewährt, was nicht als Rabattverstoß angesehen werden 
könne, weil es sich dabei nicht um Sonderpreise, sondern 
dem sachlichen Gehalt nach um zusätzliche Mitgliedsbeiträge 
handele (vgl* Baumbach/Hefermehl, 13* Aufl., § 1 RabattG 
Anm. 45 m.w.N*); gleiches, meint das Berufungsgericht, müsse 
auch gelten, wenn der Verein, wie im Streitfall, seine Lei­
stungen durch einen Dritten erbringe. Es kann hier dahinge­
stellt bleiben, wie solche Vorzugspreise für Vereinsmitglie­
der rabattrechtlich zu beurteilen sind. Wenn dieses Angebot, 
wie im Streitfall, durch einen außenstehenden Dritten und 
auf dessen geschäftliches Risiko erfolgt, so kann jedenfalls 
nicht mehr von einer Vereinseinrichtung in dem genannten Sinne 
gesprochen werden, für die das Mitglied einen zusätzlichen 
Beitrag erbringt.

2. Das Berufungsgericht hat, von seinem Standpunkt aus 
zu Recht, nicht geprüft, ob der beanstandete Rabatt unter 
dem Gesichtspunkt des § 9 Ziff. 1 RabattG als Verwerternach­
laß zulässig ist. Ob den dazu vom Landgericht angestellten 
Erwägungen beizutreten wäre, insbesondere ob im Falle des 
§ 9 Nr. 1 RabattG Sondernachlässe nur gewährt, nicht aber 
auch angekündigt werden dürfen, bedarf keiner Entscheidung. 
Denn die Beklagte hat mit ihrer Werbung "Alle Mitglieder des
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DAV erhalten 10 % Rabatt” keinen Rabatt für Personen, die 
die Ware in ihrer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 
verwerten, angekündigt, sondern einen Sondernachlaß für 
Vereinsmitglieder.

Die Beklagte war danach unter Aufhebung des Berufungs­
urteils und Abänderung des landgerichtlichen Urteils auf 
der Grundlage des § 1 Abs. 2 RabattG zur Unterlassung zu 
verurteilen. Die weitere Frage, ob die angegriffene Wer­
bung auch gegen § 26 GWB verstößt, wie die Klägerin geltend 
gemacht hat, bedarf danach keiner Entscheidung.

III. Der Anschlußrevision der Beklagten war der Er­
folg zu versagen. Sie richtet sich gegen eine Kostenent­
scheidung, die das Berufungsgericht gemäß § 91 a ZPO ge­
troffen hat. Gegen Kostenentscheidungen, die ein Oberlan­
desgericht nach § 91 a ZPO trifft, ist, sofern sie, wie im 
Regelfall, durch Beschluß ergehen, ein Rechtsmittel nicht 
gegeben (§ 567 Abs. 3 ZPO). Daran ändert sich auch nichts, 
wenn eine solche Kostenentscheidung wegen einer gleichzeiti­
gen Sachentscheidung über einen anderen Anspruch durch Ur­
teil ergeht (vgl0 BGH NJW 1967, 1131).



Die Kosten des Rechtsstreits waren der Beklagten 
aufzuerlegen, soweit das Berufungsgericht darüber nicht 
bereits auf der Grundlage des § 91 a ZPO rechtskräftig 
entschieden hat.

v. Gamm Merkel Zülch

Erdmann RiBGH Dr, Teplitzky ist
wegen Krankheit an der
Unterschriftsleistung
verhindert

v, Gamm
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